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PRAAMBEL

Die Gemeinde Kutzenhausen erlasst aufgrund des § 2 Abs. 1 Satz 1 und der §§ 9, 10 und
13b des Baugesetzbuches - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.11.2017 (BGBI | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.
Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394), sowie § 13b in der bis zum Ablauf des 31.
Dezember 2023 geltenden Fassung i. V. m. § 13a und § 215a BauGB zuletzt geandert
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 394), Art. 23 der
Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Be-kanntmachung
vom 22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-1), zuletzt geandert durch die §§ 2, 3 des
Gesetzes vom 24.07.2023 (GVBI. S. 385, 586), Art. 6 und Art. 81 der Bayerischen
Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBI. S. 588,
BayRS 2132-1-B), zuletzt geandert durch Gesetz vom 23.06.2023 (GVBI. S. 250), durch
§ 4 des Gesetzes vom 07.07.2023 (GVBI. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes
vom 24.07.2023 (GVBI. S. 371), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786), zuletzt geandert durch Artikel 2
des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176), der Planzeichenverordnung
(PlanZV) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBI. | 1991 S. 58), zuletzt geandert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. | S. 1802) sowie des Art. 4 des Bayerischen
Na-turschutzgesetzes (BayNatSchG) in der Fassung vom 23.02.2011 (GVBI. S. 82, BayRS
791-1-U), zuletzt geandert durch Gesetz vom 23.12.2022 (GVBI. S. 723) folgenden

Bebauungsplan Nr. 30 ,,An der Loh“

als

Satzung.
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ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

1. Inhalt des Bebauungsplanes

1.1 Fir den Geltungsbereich des Bebauungsplanes, gilt die von der Ingenieurgesellschaft
Steinbacher-Consult mbH & Co. KG, Richard-Wagner-Stralle 6, 86356 Neusal
ausgearbeitete Planzeichnung vom ............... , in der Fassung vom ............... , die

zusammen mit nachstehenden Vorschriften den Bebauungsplan bildet.

1.2 Der Geltungsbereich umfasst die in der Planzeichnung mit der Geltungsbereichsgrenze
umschlossenen Flachen der Flursticknummern: 488 (Teilflache), 489 (Teilflache), 871
(Teilflache), 871/1 und 888/1 (Teilflache) (Gemarkung Maingrtindel).

2. Bestandteile

Der Bebauungsplan besteht aus:

Teil I: A) Planzeichnung im M 1 : 1.000 mit
- Flachennutzungsplan im M 1 : 5.000
- Luftbild im M 1: 5.000
- Ubersicht im M 1 : 20.000
B) Zeichenerklarung

C) Verfahrensvermerke

Teil Il: D) Textliche Festsetzungen
E) Textliche Hinweise

Beigefugt: F) Begrundung

Beigefugt: G) Anlagen
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D)

1.1

2.1

2.2

2.3

24

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1-11 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet gemaf § 4 BauNVO
Zulassig sind:
- Wohngebaude,

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und
Speisewirtschaften sowie nicht stérende Handwerksbetriebe,

- Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zuldssiqg sind:

- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

- Sonstige nicht stdrende Gewerbebetriebe,
- Anlagen fur Verwaltungen,

- Gartenbaubetriebe,

- Tankstellen.

MaR der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16-21 BauNVO)

Die maximal zuldssige Grundflachenzahl (GRZ) betragt 0,3.

Die zulassige Grundflachenzahl darf gemaR der in § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO
getroffene Vorschrift durch

- Stellplatze und

- Zufahrten zu Stellplatzen, Carports und Garagen

um 50 % Uberschritten werden.

Die maximal zulassige Geschossflachenzahl (GFZ) betragt 0,6.

Die Geschossflache im Obergeschoss ist bei der Berechnung der GFZ anzurechnen,
unabhangig ob es sich im Obergeschoss um ein Vollgeschoss handelt oder nicht.

Es sind maximal 2 Vollgeschosse zulassig.
Bauweise: Erdgeschoss und Dachgeschoss (E+D)
Anzahl der Wohneinheiten

Bei Einzelhausbebauung sind max. 2 Wohneinheiten je Wohngebaude zulassig.
Bei Doppelhausbebauung bzw. Reihenhausbebauung ist max. 1 Wohneinheit je
Doppelhaushélfte bzw. Reihenhaus zuldssig.

Steinbacher-Consult Seite 6 von 31
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3.

3.1

41

4.2

4.3

4.4

6.1
6.2

Bauweise
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO)

Innerhalb des Geltungsbereiches gilt die offene Bauweise.

Eine Grenzbebauung ist nur fir Nebengebaude (Garagen/ Carports/ Nebengebaude) bis
zu einer maximalen Gebaudelange von 9,00 m zulassig. An der Grundstlicksgrenze
aneinandergebaute Garagen/ Carports/ Nebengebaude sind in ihrer Wandhéhe und
Dachneigung aufeinander abzustimmen und identisch auszufuhren.

Hohenlage der Gebaude
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 Abs. 2 Nr. 4 u. 18 Abs. 1 BauNVO)

Eine maximale Wandhohe von 4,00 m ist zuldssig. Die Wandhdhe ist zu messen ab
der RohfulRbodenoberkante (RFOK)-Erdgeschoss bis zum Schnittpunkt der
Auenwand mit der Oberkante Dachhaut an der Traufseite.

Eine maximale Firsthdhe von 9,00 m ist zuldssig. Die Firsthohe ist definiert als oberster
Abschluss der Dachhaut, gemessen von der Oberkante des EG-RFOK.

Die RFOK-Erdgeschoss der Gebaude und baulichen Anlagen ist im Mittel mindestens
0,25 m und maximal 0,5 m Uber das naturliche Gelande zu legen. Der Bezugspunkt ist
zu messen von der Mitte des zu errichtenden RFOK-Erdgeschosses der
Gebaude/Doppelhauser/Hausgruppen.

Werden Doppelhauser oder Hausgruppen errichtet, sind die RFOK -Erdgeschoss, die
Wandhohe, Dachneigung und Firsthohe der baulichen Anlagen aufeinander
abzustimmen und identisch auszuflihren. Fir die Ermittlung der Hohenlage bei
Doppelhausern und Haugruppen ist gemaf Ziffer 3.4 das vom gesamten Doppelhaus
bzw. von der gesamten Hausgruppe angeschnittene natirlichen Gelande maligebend.

Abgrabungen und Aufschiittungen
Abgrabungen und Aufschattungen sind unzulassig.

Ausnahmsweise kdnnen Aufschittungen und Abgraben zugelassen werden, wenn diese
durch erforderliche hochwasserschutz-rechtliche MaRnahmen begriindet werden (z.B.
Erforderlichkeit von Gelandeaufschittungen zur Ausbildung einer hochwassersicheren
Bebauung des Wohngebietes). Gelandeveranderungen sind als natérliche Bdschung
auszubilden.

Verkehrsflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Die Grundstticke sind Uber den Unterer Lohweg bzw. Musikheimstral3e zu erschlielRen.
Je Wohnung sind mind. 2 Stellplatze zu errichten.

Die Stellplatze und Grundstuckszufahrten sind als Dbefestigte Flachen mit
Versiegelungsbeschrankung auszufiihren. Die Durchlassigkeit ist dabei der
Durchlassigkeit des anstehenden Bodens anzupassen. Rasenfugenpflaster,
Sandfugenpflaster, Porenpflaster und vergleichbare Belage sind hier vorgesehen.

Steinbacher-Consult Seite 7 von 31
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7.

8.1

8.2

Behandlung von Niederschlagswasser innerhalb des Baugebietes
(§ 9 Abs. 1 Nrn 14 u. 20 BauGB)

Das ankommende Niederschlagswasser ist, wenn moglich auf dem Grundstick zu
versickern, jedoch nicht auf den ,Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen® (Ortsrandeingriinung). Sollte eine Versickerung des
ankommenden Niederschlagswassers auf dem Grundstick aufgrund der
Untergrundverhaltnisse nicht oder nur unzureichend mdglich sein, ist eine direkte
Einleitung in den gemeindlichen Mischwasserkanal nicht zuldssig. Es ist auf dem
Grundstick zurickzuhalten und muss gedrosselt in  den gemeindlichen
Mischwasserkanal, abgegeben werden. Das Ruckhaltevolumen wird auf mind. 4 m3 je
Gebaude und einer max. Ablaufleistung von 0,5 I/s festgelegt. Die einschlagigen
technischen Regeln und Richtlinien sind zu beachten. Oberflachenwasser darf nicht auf
offentliche Flachen, vor allem auf Verkehrsflachen, geleitet werden.

Griinordnung
(§ 9 Abs. 1 Nrn 25a und 25b BauGB)

Fir die Pflanzungen im Baugebiet sind standortgerechte, heimische Baume und
Straucher zu verwenden. Pro 300 m? (angefangene) Grundstiicksflache ist mindestens
ein Obstbaum oder ein anderer Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Fur
die Pflanzung von Obstbaumen werden Hochstamme festgesetzt. Bepflanzungen
(ausgenommen Hochstamme) diirfen im Einmindungsbereich der ErschlieBungsstralle
die Héhe von 0,80 m Uber den angrenzenden Verkehrsflachen nicht berschreiten. Fir
die Ortsrandeingriinung und in Bereichen, die an o6ffentlichen Flachen angrenzen, sind
Nadelgehdlze und Scheinzypressen unzulassig.

Nicht Uberbaubare Flachen (z. B. Vorgarten, Blumenbeeten und Rasenflachen), sofern
diese nicht fir andere zulassige Verwendungen benétigt werden, sind als
wasserdurchlassige, bewachsene Griunflaichen anzulegen und gartnerisch zu
unterhalten. Flachenhafte Stein-/ Kies-/ Split- und Schottergarten oder -schittungen
sowie Kunstrasen sind nicht zulassig.

Die Erst-Bepflanzung auf den offentlichen bzw. Verkehrsgrinflachen ist von der
Gemeinde in der zweiten Vegetationsruhe nach Beginn der Baugebietserschlielung
durchzufthren.

Die Erst-Bepflanzung auf den privaten Flachen hat der Bauherr in der zweiten
Vegetationsruhe nach Nutzungsbeginn des Gebdudes durchzufihren. Die Ersatz-
Pflanzung, z. B. bei Ausfall, Gbernimmt der Grundsttickseigentimer.

Die Pflanzen sind dauerhaft zu erhalten. Es sind geeignete Mallnahmen zum Schutz vor
Wildverbiss zu ergreifen. Ausfalle sind innerhalb eines halben Jahres gleichartig und
gleichwertig zu ersetzen. Die Eingrinung ist freiwachsend zu erhalten.

Malinahmen vor Baubeginn

Der Oberboden ist im Bereich des Bebauungsplanes vor Beginn der Bauarbeiten
abzutragen und getrennt von anderen Bodenarten bis zur Wiederverwendung als
Andeckmaterial in max. 2,50 m hohen begrinten Mieten zu lagern. Die Lagerzeit ist auf
maximal 3 Jahre begrenzt.

Ortsrandeingriunung

Am westlichen Geltungsgebietsrand wird eine 5,00 m breite Flache als
Ortsrandeingrinung festgesetzt. Diese ist mit einer dichten dreireihigen Baum-
Strauchpflanzung zu Uberstellen und dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

Bei Gehdlze, die mehr als 2,00 m Wuchshohe erreichen, ist ein Abstand von 4,00 m zur
landwirtschaftlichen Nutzflache einzuhalten.

Steinbacher-Consult Seite 8 von 31
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8.3

Stralenbegleitgrin

Die offentlichen Grinflachen (Stralkenbegleitgriin) sind als blitenreiche Rasen- oder
Wiesenflache zu gestalten. Eine Befestigung innerhalb dieser Flachen sind nur far
FuRwege und Zufahrten zulassig.

10.

Immissionsschutz

Schutzbedirftige Rdume i.S.d. DIN 4109-1:2018-01 (,Schallschutz im Hochbau — Teil 1:
Mindestanforderungen®) in Gebauden, fur deren Auflenfassaden Vorkehrungen zum
Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen gemaf Planzeichen festgesetzt wurden,
sind moéglichst so anzuordnen, dass sie Uber Fenster in Aulienfassaden bellftet werden,
fur die Festsetzungen durch das Planzeichen nicht getroffen sind.

Soweit dies nicht mdglich ist, missen die Aullenbauteile an den mit Planzeichen
gekennzeichneten Fassaden ein gesamtes bewertetes Bau-Schallddmm-Mall R' v ges
i.S.v. Ziff. 7.1 der DIN 4109-1:2018-01 aufweisen, das sich gern. Ziff. 7.1 der DIN 4109-
1:2018-01 unter Berlcksichtigung der maf3geblichen AuRenlarmpegel und der jeweiligen
Korrekturwerte K (Raumart) nach Ziff. 7.1 der DIN 4109-1:2018-01 fir die
unterschiedlichen Raumarten ergibt.

AuRerdem sind fur die Fassadenseiten von schutzbedirftigen Raumen, fur die das
Planzeichen erforderlich ist, Fenster mit schallgedammten Bellftungseinrichtungen nach
DIN  1946-6:2019-12  (,Raumlufttechnik) oder gleichwertigen = Mallnahmen
aus-zustatten, die sicherstellen, dass auch bei geschlossenen Fenstern die
erforderlichen Aufenluftvolumenstrome nach DIN 1946-6:2019-12 (,Raumlufttechnik®)
eingehalten werden (kontrollierte Wohnraumbeliftung). Alternativ ist auch hier der
Einbau anderer passiver SchallschutzmaRnahmen (z.B. nicht zum dauerhaften
Aufenthalt genutzte Wintergarten oder vollstandig verglaste Balkone, Laubengange etc.)
zulassig.

Die maligeblichen Aulenlarmpegel ergeben sich aus der Anlage 3 der
schalltechnischen Untersuchung der Ingenieurbiro Kottermair GmbH, Auftragsnummer:
7717.1/2021-RK, vom 11.10.2021, die der Begriindung des Bebauungsplans beigefigt
ist. Die vorgeschlagenen passiven SchallschutzmalRnahmen stehen im Einklang mit Art.
45 der Bayerischen Bauordnung BayBO, wonach Aufenthaltsrdume ausreichend bellftet
werden muassen.
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Auf die schalltechnische Untersuchung, IB Kottermair GmbH, Altomunster, 11.10.2021
in der Anlage wird verwiesen.
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ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. Art. 81 Bayerischer Bauordnung — BayBO)

11. Abstandsflachen
Bei der Bemessung der Abstandsflachen gelten die Vorschriften nach Art. 6 der
Bayerischen Bauordnung (BayBO).
12. Gestaltung der Gebaude
(Art. 81 Abs. 1 BayBO)
12.1 Dachneigung
Es ist eine Dachneigung von 30° - 45° zul3ssig.
Die Dachneigung ist definiert als Winkel zwischen der Horizontalen und der Ebene des
Daches als Mindest- und HoéchstmalR. Die Dachneigung gilt fir das Dach des
Hauptgebaudes und fur Widerkehre und Zwerchgiebel.
Die Dach-Ebenen der jeweiligen Baukorper von Hauptgebduden sind in der gleichen
Dachneigung auszuftihren.
12.2 Dachform
Es sind nur Satteldacher zugelassen. Die vorgeschriebene Dachform gilt nur fir Dacher
von Hauptgebauden.
Fir untergeordnete Bauteile dieser Dacher (z. B. Gauben, Zwerchgiebel) sind andere
Dachformen zulassig. Untergeordnet sind diese Bauteile dann, wenn sie nicht mehr als
50 % der Hausbreite, gemessen jeweils an den Aulenkanten der sich
gegenuberliegenden Hauswande, einnehmen.
FUr Garagen und Carports sind neben den fur Hauptgebaude festgesetzten Dachformen
zusatzlich Flachdacher (bis max. 5° Dachneigung) zuléssig.
12.3 Dachaufbauten
Dachaufbauten sind unter folgenden Voraussetzungen zulassig:
- Max. Breite (AuRenkante ohne Dachuberstand): 4,00 m,
- Mindestabstand untereinander (AufRenkante ohne Dachiberstand) und zu evtl.
Widerkehren: 1,25 m,
- Mindestabstand zur Gebdudekante im 1. Dachgeschol} der jeweiligen Giebelseite:
1,25 m (frei stehende Bauteile wie Stutzen etc. unter 0,50 m Breite sowie
Dachuberstande bleiben unbericksichtigt),
- Mindestabstand (senkrecht gemessen) zum nachstgelegenen First des
Hauptdaches: 0,25 m.
Dacheinschnitte ohne eine vollstidndige Uberdachung (so genannte Negativgauben)
sind nicht zulassig.
124 Dacheindeckung
Als Dacheindeckung fir geneigte Dacher von
- Hauptgebauden,
- Garagen und Carports sowie
- sonstigen Nebengebauden mit mehr als 200 m?® Brutto-Raum-Inhalt
ab einer Dachneigung von 30° sind ausschliellich Dachplatten (kleinteilige
Schuppendeckung wie z. B. Dachziegel, Dachpfannen, Betondachsteine etc.) zulassig.
Baoi Dachern-mit einer-Dachneiguna-unte 4° sind e Materialien-mit Ausnahme - \von
Steinbacher-Consult Seite 11 von 31

Ingenieurgesellschaft mbH & Co. KG



Gemeinde Kutzenhausen D) TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

Bebauungsplan Nr. 30 ,An der Loh* Entwurf

Fir Dachflachen, die der Gewinnung von Sonnenenergie dienen, sind darlber hinaus
Materialien zulassig, die fur diese Anlagen (Sonnenkollektoren, Photovoltaik-Anlagen)
Ublich bzw. erforderlich sind.

Die geneigten Dacher sind mit Dachplatten in roten bis rotbraunen sowie betongraue bis
anthrazitgraue Tone zulassig.

12.5 Fassadengestaltung
An AuRenwanden sind schwarze und dunkelbraune sowie grelle und leuchtende Farben
(wie z. B. RAL-Farben 1016, 1026, 2005, 2007, 3024, und 3026, 4000, 6032, 6037,
6038) unzulassig.

12.6 Nebengebaude, Garagen
Bei Garagen ist ein Abstand mit einer Tiefe von mindestens 5,00 m zwischen
Garagenzufahrt und o6ffentlicher Verkehrsflache freizuhalten. Der Vorplatz vor den
Garagen ist dabei nicht als Stellplatz zu zahlen.

13. Einfriedungen
(Art. 81 Abs. 1 Nr. 5 BayBO)

13.1 Als Einfriedungen sind ausschlief3lich Zaune aus Drahtgeflecht, Drahtgitter oder aus
Holz-Latten (auf jeweils erforderlichen Unterkonstruktionen) bis zu einer max. Héhe von
1,10 m Uber dem endgultigen Gelande sowie Hecken zulassig.

13.2 Statzmauern, Mauern sowie Gabionen sind unzulassig.

13.3 Einfriedungen durfen nicht aus durchgehend Plastik- oder kombinierten Metall-
/Plastikzaunen bestehen.

134 Zwischen der Zaununterkante und der natirlichen Gelandeoberflache ist ein Abstand
von 10 cm einzuhalten.

13.5 Samtliche Einfriedungen sind gegentber der o6ffentlichen Verkehrsflache um 0,50 m
zurtckzuversetzen.

14. In-Kraft-Treten
Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung gemaf § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.
Gemeinde Kutzenhausen, den ..........
Andreas Weillenbrunner, 1. Blrgermeister(Siegel)
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E)
1.

1.1

1.2

1.3

TEXTLICHE HINWEISE
Niederschlagswasser
Unverschmutztes Niederschlagswasser

Dieses soll entweder aufgefangen und zur Gartenbewasserung gespeichert und
verwendet oder falls moglich dem Untergrund z. B. Uber Versickerungsflachen zugefuhrt
werden. Regenriickhalteanlagen etc. missen auf den Grundstlicken selbst erstellt
werden.

Die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV), die Technischen Regeln
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser
(TRENGW), das DWA-Arbeitsblatt A 138 ,Bau und Bemessung von Anlagen zur
dezentralen Versickerung von nicht schadlich verunreinigtem Niederschlagswasser*
sowie das DWA-Merkblatt M 153 ,Handlungsempfehlungen zum Umgang mit
Regenwasser® sind zu beachten.

Die Versickerung von unverschmutztem gesammeltem Niederschlagswasser von
Dachflachen und sonstigen Flachen ist erlaubnisfrei, wenn die Anforderungen der
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) sowie die Technischen Regeln
zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwasser
(TRENGW) eingehalten werden.

Sofern die Versickerung nicht die Anforderungen der
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung NWFreiV erflllen, sind die fir die
Versickerung des Niederschlagswassers beim Landratsamt Augsburg priffahige
Planunterlagen nach der Verordnung Uber Plane und Beilagen in wasserrechtlichen
Verfahren WPBV (3-fach), mit einem Antrag auf Erteilung einer beschrankten
wasserrechtlichen Erlaubnis, einzureichen.

Die punktuelle Versickerung von Regenwasser Uber einen Sickerschacht ist nur
anzuwenden, wenn zwingende Grunde eine flachenhafte (z. B. Versickerungsmulden)
bzw. linienférmige Versickerung (z. B. Rigolen oder Sickerrohre) ausschliefRen.

Verschmutztes Niederschlagswasser

Aus Grinden des Gewasserschutzes ist verschmutztes Niederschlagswasser zu
sammeln und schadlos durch Ableiten in die Misch- bzw. Schmutzwasserkanalisation zu
beseitigen (dies gilt auch fir Bereiche, die im Trennsystem entwassert werden).

Oberflachenwasser und wild abflieRendes Wasser

Infolge der vorhandenen Gelandeneigung kann bei Starkniederschlagen wild
abflielendes Wasser zu Beeintrachtigungen flihren. Die Entwasserungseinrichtungen
sind so auszulegen, dass wild abflieRendes Wasser schadlos abgefuhrt werden kann.

Durch bauliche MaRnahmen und eine hochwasserangepasste Bauweise und Nutzung
kénnen Schaden am Bauvorhaben durch Uberflutungen begrenzt oder gar vermieden
werden (Hinweis: Hochwasserfibel des Bundesministeriums fir Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung). Entsprechende Vorkehrungen obliegen auch den Bauherren (§ 5
Abs. 2 WHG).

Zum Schutz der einzelnen Gebaude vor o.g. wild abflieRendem Wasser sind ggf.
ObjektschutzmalRnahmen vorzusehen, wobei das anfallende Wasser dadurch nicht auf
andere Grundstlicke abgeleitet werden darf.
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Um Uberflutungen von Gebauden zu vermeiden sind entsprechende (Schutz-)
Vorkehrungen zu treffen. Es wird empfohlen die RohfulRbodenoberkante (RFOK) im
Mittel 0,25 m bis 0,50 m Uber das natlrliche Gelande zu legen. Insbesondere ist auf die
Hohenlage der Lichtschachte, -héfe und des Einstiegs der Kellertreppen o0.a. zu achten.
Sie sollten moglichst hoch liegen, um vor wild abflieliendem Wassern bei Starkregen zu
schiitzen. MalRnahmen zur Verbesserung des Uberflutungsschutzes sind auch in die
Gartengestaltung integrierbar. Obige Anwendungen gelten insbesondere flr
Grundstucke in oder unterhalb von Hanglagen oder Senken.

Es wird empfohlen, die Keller wasserdicht (rissbreitenbeschrankende Betonbauweise)
auszubilden und die Gebaude gegen den Auftrieb zu sichern (weile Wanne).

Offnungen in den Gebauden sind so zu gestalten, dass wild abflieRendes Wasser nicht
eindringen kann.

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.

2. Grundwasser

Befristete Anschneidungen von Grundwasser im Zusammenhang mit der Ausfiihrung
der einzelnen BaumafRnahmen bedurfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis nach Art. 70
Abs. 1 Nr. 3 BayWG. Diese ware ggf. rechtzeitig vor Baubeginn beim Landratsamt
Augsburg zu beantragen.

Eine standig andauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulassig.

Das Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser durch Anlagen, die hierfur
bestimmt oder geeignet sind, unterliegt der wasserrechtlichen Erlaubnispflicht (§ 9 Abs.2
Nr. 1 Wasserhaushaltsgesetz; WHG).

Bei der Errichtung von Hausdrainagen ist darauf zu achten, dass diese nicht an den
Schmutz- bzw. Mischwasserkanal angeschlossen werden.

Die Erkundung des Baugrundes einschlieRlich der Grundwasserverhaltnisse obliegt
grundsatzlich dem jeweiligen Bauherrn, der sein Bauwerk bei Bedarf gegen auftretendes
Grund- oder Hang- und Schichtenwasser sichern muss. Es wird auf einen moglichen
hohen Grundwasserstand im Plangebiet hingewiesen.

3. Wasserversorgung

Samtliche Neubauten sind an die zentrale Wasserversorgungsanlage anzuschlie3en.
Die hierzu erforderliche Wasserverteilung ist so auszufiihren, dass ausreichende
Betriebsdricke und auch die Bereitstellung von Léschwasser im Brandfall Uber die
offentliche Anlage gewahrleistet sind.

4, Hausanschliisse

Bei der Erstellung der Hausanschlisse an die offentliche Kanalisation sind,
insbesondere zur Verhinderung von Rickstauereignissen, die entsprechenden DIN-
Normen zu Entwasserungsanlagen fur Gebaude und Grundstucke zu beachten.
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6.1

6.2

Auf das DWA Arbeitsblatt A 100 ,Leitlinien der integralen Siedlungsentwasserung“ (ISiE)
wird hingewiesen.

Brandschutz

Der Loschwasserbedarf ist Uber die zentrale Wasserversorgung sicherzustellen. Nach
den technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblatt W 405 ist in Wohngebieten eine
Bereitstellung von mindestens 800 I/min tGber zwei Stunden erforderlich.

Das Hydrantennetz ist nach den technischen Regeln des DVGW Arbeitsblatt W 331
auszubauen. Hydranten sind im Abstand von ca. 100 m zu situieren.

Die Hinweise der Richtlinie tber Flachen fiir die Feuerwehr sind zu beachten.

Fir Gebaude, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer &ffentlichen
Verkehrsflache entfernt sind, mussen Zufahrtswege fur die Feuerwehr nach der
Richtlinie Gber Flachen fir die Feuerwehr auf Grundstlicken angelegt werden.

Die Mindestabstande zwischen Bauten und Starkstromleitungen missen den
Vorschriften des Verbandes Deutscher Elektrotechniker VDE 0132 und 0210
entsprechen. Zur Durchfiihrung eines sicheren Ldschangriffs muss der Abstand
zwischen dem moglichen Standplatz eines Strahlrohres (z. B. Gelandeoberflache,
Balkon, Traufe) und den Leiterseilen mindestens 9,50 m betragen.

Immissionsschutz

Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten DIN-Normen und weiteren
Regelwerke werden zusammen mit diesem Bebauungsplan wahrend der Ublichen
Offnungszeiten in der Bauverwaltung der Gemeinde Kutzenhausen, zu jedermanns
Einsicht bereitgehalten. Die betreffenden DIN-Vorschriften sind auch archivmaRig
hinterlegt beim Deutschen Patent- und Markenamt.

Landwirtschaft

Durch die unmittelbare Nachbarschaft zu landwirtschaftlich genutzten Flachen sind im
Planungsgebiet zeitweise Larm-, Geruchs- und Staubeinwirkungen, welche aus
ordnungsgemaler Bewirtschaftung resultieren, nicht ausgeschlossen. Alle vorher
genannten Immissionen sind entschadigungslos zu dulden.

Zudem ist mit sonstigen Larmbeeintrachtigungen, z. B. wahrend der Erntezeit (Mais-,
Silage- und Getreideernte, ev. Zuckerriibenernte) auch nach 22.00 Uhr zu rechnen.

Einsatz von stationar betriebenen haustechnischen Anlagen

Bei der Aufstellung und dem Betrieb von Klimageraten, Kuhlgeraten, Laftungsgeraten,
Luft-Warme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerken ist der von der Bund/Lander-
Arbeitsgemeinschaft flr Immissionsschutz erstellte LAl Leitfaden flr die Verbesserung
des Schutzes gegen Larm bei stationaren Geraten (Klimagerate, Kuhlgerate,
Luftungsgerate, Luft-Warme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerke) in der jeweils
gultigen Fassung (28.08.2013, aktualisiert durch den Beschluss vom 24.03.2020) zu
beachten.
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8.1

Falls Luftwarmepumpen errichtet werden, sind nur solche zulassig, die folgenden

Anforderungen erfullen:

- Die Aufstellung von Luftwarmepumpen ist nur in allseitig umschlossenen Raumen
zuldssig.

- An samtlichen Durchbriichen und Offnungen vom Aufstellraum ins Freie darf ein
Schalldruckpegel, in 1 m Entfernung von der Offnung, von 30 dB(A) nicht
Uberschritten werden.

Bei Dimensionierung und Ausflihrung von Schalldammkulissen und Schalldampfern ist
grundsatzlich sicherzustellen, dass die Gerdusche nach Schallddmpfer keine
Tonhaltigkeit aufweisen und insbesondere auch im tieffrequenten Bereich unter 90 Hz
ausreichend schalldampfende Eigenschaften aufweisen.

Warmepumpen-Systeme

Ob der Baugrund bzw. das Grundwasser im Baugebiet flr einen Einsatz von
Grundwasser-Warmepumpen geeignet ist, ist im Einzelfall zu prifen. Die fachliche
Begutachtung fir Anlagen bis zu einer Leistung von 50 kJ/s wird hier von Privaten
Sachverstandigen der Wasserwirtschaft (PSW) durchgefihrt.

https://www.lfu.bayern.de/wasser/sachverstaendige wasserrecht/psw/index.htm

Anhand der Ubersichtskarte im Energie-Atlas Bayern kann der Bau einer
Erdwarmesondeanlage nach hydrogeologischen und geologischen Bedingungen
gepruft werden:

https://www.enerqgieatlas.bayern.de

Alternativ konnen u. U. Erdwarmekollektoren-, Erdwarmekorbe- oder
Luftwarmepumpen-Systeme realisiert werden.

Altlasten und vorsorgender Bodenschutz

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffalligkeiten des Bodens festgestellt
werden, die auf eine schadliche Bodenverdnderung oder Altlast hindeuten, ist
unverzlglich das Landratsamt Augsburg (Bodenschutzrecht) zu benachrichtigen
(Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG).

Es kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass Boden mit von Natur aus erhohten
Schadstoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) vorliegen, welche zu zusatzlichen
Kosten bei der Verwertung/ Entsorgung fihren kénnen. Es wird daher empfohlen,
vorsorglich Bodenuntersuchungen durchzuflhren. Das Landratsamt Augsburg ist von
festgestellten geogenen Bodenbelastungen in Kenntnis zu setzen.

Es soll sichergestellt werden, dass anfallendes geogen belastetes Bodenmaterial nicht
auf anders- oder unbelastete Bdden verlagert oder wiederaufgebracht wird und dort die
Bodenfunktionen nachteilig verandert. Durch das Verschlechterungsverbot ist nach
§ 12 Abs. 10 BBodSchV in Gebieten mit erhéhten Schadstoffgehalten die Verlagerung
von Bodenmaterial nur innerhalb dieser Gebiete zulassig. Weitere Anforderungen an das
Auf- und Einbringen von Bodenmaterial regelt § 12 BBodSchV. Daruber hinaus finden
sich wichtige Hinweise zur Verwertung von Bodenmaterial in der DIN 19731.
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8.2

8.3

8.4

9.1

9.2

Um insbesondere Schwierigkeiten bei der spateren Entsorgung von Bodenaushub zu
vermeiden, sollten die Bauherren eine Uberprifung durch ein Fachbiro durchfiihren
lassen.

Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor
Vergeudung und Vernichtung zu schiitzen. Uberschiissiger Mutterboden (Oberboden)
oder geeigneter Unterboden sind mdglichst nach den Vorgaben des § 12 BBodSchV zu
verwerten. Es wird empfohlen, hierfir von einem geeigneten Fachblro ein
Verwertungskonzept erstellen zu lassen

Der belebte Oberboden und ggf. kulturfahige Unterboden sind zu schonen, getrennt
abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schitzen und méglichst
wieder seiner Nutzung zuzufihren.

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen und
stofflichen Beeintrachtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben
der DIN 18915 und DIN 19731 zu berucksichtigen.

Das Befahren von Boden ist bei unglinstigen Boden- und Witterungsverhaltnissen
moglichst zu vermeiden. Ansonsten sind SchutzmalRnahmen entsprechend DIN 18915
zu treffen.

Nach den Normen DIN 18915 Kapitel 7.4 und DIN 19731 ist vor Beginn der baulichen
Arbeiten auf der Uberbaubaren Grundstiicksflache der Oberboden abzutragen, getrennt
zu lagern und nach Abschluss der Baumalinahme wieder einzubauen. Es darf nicht
durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden vermischt oder Giberlagert werden. Die
Bodenmieten sind bei einer Lagerungsdauer von mehr als 2 Monaten zu begrinen.
Uberschiissiges Oberbodenmaterial ist unter Beachtung des § 12 BBodSchV bevorzugt
am Entstehungsort oder ortsnah auf landwirtschaftlich genutzten Flachen zu verwerten.

Das Wasserwirtschaftsamt Augsburg ist frihzeitig in die weiteren Erkundungsschritte
einzubeziehen. Bau- und Gestaltungsmallnahmen durfen im Planungsgebiet nur dann
begonnen werden, wenn dadurch die Erkundungsmalnahmen nicht beeintrachtigt
werden und die evtl. erforderlichen SanierungsmalRnahmen uneingeschrankt moglich
bleiben.

Denkmalschutz
Art. 8 Abs. 1 DSchG:

Wer Bodendenkmaler auffindet ist verpflichtet, dies unverzlglich der Unteren
Denkmalschutzbehérde oder dem Landesamt fir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur
Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentimer und der Besitzer des Grundstuicks sowie
der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund gefuhrt haben. Die
Anzeige eines der Verpflichteten befreit die Gbrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten,
die zu dem Fund gefuhrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhaltnisses teil, so wird er durch
Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 DSchG:

Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche
nach der Anzeige wunverandert zu belassen, wenn nicht die Untere
Denkmalschutzbehérde die Gegenstande vorher freigibt oder die Fortsetzung der
Arbeiten gestattet.
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F) BEGRUNDUNG
1. Anlass der Planung

Die Gemeinde Kutzenhausen hat in der Sitzung vom 16.12.2019 die Aufstellung des
Bebauungsplanes ,An der Loh“ im OT Maingriindel beschlossen. Damit wird die
planungsrechtliche Voraussetzung fur die Ausweisung eines Wohngebietes geschaffen.
Die Gemeinde mdchte diese Flache als Wohngebiet entwickeln und damit einen
endglltigen Ortsrand an dieser Stelle schaffen. Das Planvorhaben befindet sich im
Westen vom Ortsteil Maingriindel. Der Geltungsbereich umfasst folgende Flurstiicke der
Gemarkung Maingrundel:

488 (Teilflache), 489 (Teilflache), 871 (Teilflache), 871/1 und 888/1 (Teilflache)

Das Vorhaben hat eine Gesamtgrof3e von ca. 2.741 m2.

Ubergeordnete Planungsebenen und Fachplanungen

Landesentwicklungsprogramm Bayern (Stand 01.01.2020)

Gemall dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP, Stand 2020) zahlt die
Gemeinde Kutzenhausen zum allgemeinen landlichen Raum (siehe dazu LEP, Pkt. (2)
2.2.1). Der landliche Raum soll nach dem Grundsatz (G) 2.2.5. so entwickelt und
geordnet werden, dass seine Funktion als eigenstandiger Lebens- und Arbeitsraum
nachhaltig gesichert und weiterentwickelt werden kann.

Nach dem Ziel 1.1.1 (Z) des LEP sollen aulRerdem gleichwertige Lebens- und
Arbeitsbedingungen hergestellt und gesichert werden (siehe LEP 2020, Kap. 1.1.1. (2)).
Hierzu sind bedarfsgerechte Arbeitsplatze, Wohnraum und die Daseinsvorsorge zu
sichern und zu erhalten (siehe LEP 2020, 1.1.1. (G)).

Aufgrund der demographischen Entwicklung und der damit einhergehenden alternden
Gesellschaft, sollen diesen raumlichen Auswirkungen entgegengewirkt werden. Die
Abwanderung der Bevolkerung soll insbesondere in denjenigen Teilrdumen, die
besonders vom demographischen Wandel betroffen sind, vermindert werden. (1.2.2 (G))
Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und MalRnahmen die Moéglichkeiten zur
Schaffung und zum Erhalt von dauerhaften und qualifizierten Arbeitsplatzen [...] genutzt
werden (1.2.2 (G)).

Laut dem Landesentwicklungsprogramm heif3t es unter Punkt 3.3 ,Vermeidung von
Zersiedelung — Anbindegebot” (Z), dass neue Siedlungsflachen mdéglichst in Anbindung
an geeignete Siedlungseinheiten auszuweisen sind. Diesem Ziel wird mit der
vorliegenden Planung entsprochen. Das Plangebiet, schlie3t unmittelbar an bereits
bestehender Siedlungseinheiten an.

Mit der vorliegenden Planung werden den Vorgaben des LEP 2020 entsprochen.
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2.2

Regionalplan

Die Gemeinde Kutzenhausen befindet sich gemal Regionalplan Augsburg in der
aulleren Verdichtungszone von Augsburg. Verdichtungsraume besitzen viele Vorteile,
da sich eine erhéhte Konzentration der Bevolkerung und Wirtschaft durch das Zentrum
ergibt, welche sich bis in diese auflteren Verdichtungszonen auswirken.

Das Gebiet des Bebauungsplanes befindet sich im Naturpark Westliche Walder. Der
Regionalplan stellt fir den Bereich des Bebauungsplanes kein Vorrang-
oder Vorbehaltsgebiet dar. Auch Gebiete mit besonderer oder herausragender
Bedeutung flr Arten und Lebensrdume sowie Landschaftsbild und Erholung sind durch
die Planung nicht betroffen.

- \
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Abbildung 1: Ausschnitt aus Raumstrukturkarte 1 Regionalplan Augsburg (0. Maf3stab)
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2.3

Flachennutzungsplan

Der Flachennutzungsplan weil3t aktuell eine Gemeinbedarfsflache fur Dorfliche Belange
(Vereine, Sport, Kultur) auf. Der Flachennutzungsplan wird aufgrund der
Bebauungsplananderung gemal® § 215a Abs. 1 i. V. m. § 13a Abs. 2 Satz 2

§—13b—BauGB im Nachgang des Verfahrens auf dem Wege der Berlchtlgung angepasst
ifl i ||y;“‘||]!'1|l : =

GEMEINEEDARF
SDérfiche Belange” Lk
Vereine, Sport, Kultur gt |

Landschaftsschutzgebiet
Wald

Grinflachen
Wohnbauflache
Gewerbliche Bauflachen
Hauptverkehrsstralle

Flachen fur Bahnanlagen

Flachen fur den Gemeindarf mit
Zweckbestimmung

Abbildung 2 Ausschnitt aktueller Flachennutzungsplan (rechtskraftig 12.08.1991)
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2.4

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 30 ,An der Loh* erfolgte im beschleunigten
Verfahren gem. § 13b BauGB. Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 18. Juli
2023 (Az. 4 CN 3/22), § 13b BauGB fur unvereinbar mit Europarecht erklart.

Durch die Einfihrung eines neuen § 215 a BauGB wurde eine Art ,Reparaturvorschrift*
fur den klarstellend aufgehobenen § 13b BauGB geschaffen. Die Regelung soll es
ermoglichen, nach § 13b BauGB begonnene Planverfahren geordnet zu Ende zu fihren.
Hierflr ist in der Neuregelung die Durchflihnrung einer umweltbezogenen Vorprifung des
Einzelfalls entsprechnend § 13 a Abs. 1 Nr. 2 BauGB vorgesehen.
Bebauungsplanverfahren nach § 13b BauGB, die vor Ablauf des 31. Dezembers 2022
formlich eingeleitet wurden, sollen danach im beschleunigten Verfahren abgeschlossen
werden konnen, wenn die Vorprifung keine Anhaltspunkte flir erhebliche
Umweltauswirkungen des Bebauungsplans ergibt.

Voraussetzung fir die Durchfihrung des beschleunigten Verfahrens ist, dass nach den
Kriterien der Anlage 2 zum BauGB die Einschatzung erlangt wird, dass der
Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach
§ 2 Abs. 4 in der Abwagung zu berlcksichtigen waren (Vorprifung des Einzelfalls).

Im Rahmen des Reparaturverfahren gemaf § 215a BauGB i. V. m. § 13a BauGB als
auch nach Art. 3 Abs. 3, 5 SUP-Richtlinie wurde eine umweltbezogene Vorprifung von
Steinbacher-Consult, Stand 12.09.2024, durchgeflihrt. Die Vorprifung kommt zu dem
Ergebnis, dass keine Umweltprufung durchgefuhrt bzw. kein Umweltbericht zu erstellen
ist.

Gemal § 215 a Abs. 3 Satz 1 BauGB ist auch eine Vorprifung des Einzelfalls zur
Prufung des erforderlichen naturschutzfachlichen Ausgleichs notwendig. Hierzu ist der
Bayerische Leitfaden zur Eingriffsregelung anzuwenden. Nach Abb. 5 | Checkliste zur
Vereinfachten Vorgehensweise des Leitfadens ,Bauen im Einklang mit Natur und
Landschaft” kdbnnen auf AusgleichsmalRnahmen verzichtet werden, wenn alle genannten
Fragen mit ,ja“ beantwortet werden kénnen. Diese Vorgehensweise entspricht der
Regelung des § 215a BauGB als auch nach Art. 3 Abs. 3, 5 SUP-Richtlinie. Im
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vorliegenden Plangebiet konnten alle Fragen der Checkliste mit ,ja“ beantwortet werden.
Somit besteht kein Ausgleichsbedarf (s. Begriindung Teil F), Ziffer 12).

3. Lage und Beschaffenheit des Gebietes
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Abbildung 3 Lage des Plangebietes

Die Gemeinde Kutzenhausen gehoért zum Landkreis Augsburg. Das Planungsgebiet
befindet sich im Westen des Ortsteils Maingriindel. Ostlich des Gebietes schlieRen
Wohngebiete an. Die Gemeine Kutzenhausen befindet sich auferdem im Naturpark
»+Augsburg-westliche Walder*.

In 250 m Entfernung befindet sich das Landschaftsschutzgebiet ,Augsburg westliche
Walder®. Weitere Schutzgebiete sind nicht vorhanden.

4. Stadtebauliche Ziele

Die Entwicklung nach Westen entlang des Unteren Lohwegs ist dem dringend
bendtigtem Baulandbedarf geschuldet, da auf andere Baullicken kein Zugriff besteht und
dient u. a. der langfristig geplanten Weiterentwicklung von Maingriindel in diesem
Bereich.

Maingrindel kann aus Sicht der Gemeinde in Zukunft nur nach Westen weiterentwickelt
werden, da nach Suden die Immissionen der B 300, nach Norden die Immissionen der
Bahnstrecke und im Osten die Immissionen groRRer landwirtschaftlicher Betriebe eine
Entwicklung nicht ermoglichen.

Aktuell kann aufgrund fehlender Flachenverfligbarkeit nur dieser Teilbereich entwickelt
werden. Hierzu werden nérdlich des Unteren Lohwegs noch zwei Parzellen mit Einzel-
bzw. Doppelhdusern oder Hausgruppen zugelassen.

Die ErschlieRung hat tber den Unteren Lohweg bzw. die Musikheimstral3e zu erfolgen.
Innerhalb des Geltungsbereiches werden Hauptgebdude mit zwei Vollgeschossen bzw.
einer Wandhdéhe von 4,00 m bzw. einer maximalen Firsthéhe von 9,00 m fir zulassig
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erklart. Diese Gebaude sind mit Satteldachern mit einer Dachneigung von 30°-45° zu
errichten.

Werden Doppelhduser oder Hausgruppen errichtet, sind die RFOK-Erdgeschoss, die
Wandhoéhe, Dachneigung und Firsthdhe der baulichen Anlagen aufeinander
abzustimmen und identisch auszufuhren.

Am westlichen Geltungsgebietsrand wird eine 5,00 m breite private Flache als
Ortsrandeingrinung festgeschrieben. Diese ist mit einer dichten dreireihigen Baum-
Strauchpflanzung zu Uberstellen und dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

Bei Geholzen die groRer als 2,00 m Wuchshohe sind, ist ein Abstand von 4,00 m zur
landwirtschaftlichen Nutzflache gemal Art 48 AGBGB einzuhalten.

5. Art der baulichen Nutzung

Wohngebiet:

Es wird entsprechend des Planungsziels eines Allgemeinen Wohngebietes gemaf
§ 4 BauNVO festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.
Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe,
Anlagen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind nicht zulassig. Diese
Nutzungen sind aufgrund der Ortsrandlage des Ortsteils Maingrindel nicht mit dem
Planungsziel vereinbar. Dieses besteht, aufgrund der aktuell starken Nachfrage nach
Wohnraum, darin verfligbare Flachen zur Wohnraumschaffung heranzuziehen.

6. MaR der baulichen Nutzung

Das Mal} der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der Grundflachenzanhl
(GRZ) sowie der Geschossflachenzahl (GFZ) bestimmt. Um eine stadtebaulich
geordnete Bebauung zu sichern, darf im Allgemeinen Wohngebiet eine GRZ von 0,3
bzw. eine GFZ von 0,6 nicht Gberschritten werden.

Dabei darf die zulassige Grundflachenzahl gemaf der in § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO
getroffene Vorschrift durch Stellplatze und Zufahrten um weitere 50 % Uberschritten
werden. Damit ist maximal eine GRZ Il (Hauptgebaude + oben erwahnten Neben-
anlagen) von 0,45 zul3ssig.

Die Hohe der Gebaude wird durch die Festsetzung der maximale First- und Wandhdhe
sowie der maximalen Dachneigung ausreichend bestimmt. Hierbei darf die Wandhdhe
maximal 4,00 m, die Firsthéhe maximal 9,00 m betragen. Durch die Dachneigung von
30°-45° wird ein zweites Geschoss maoglich. Je nach Kubatur der geplanten Baukdrper
kann dieses als Vollgeschoss oder nicht z&hlen. Die Geschossflache des oberen
Geschosses ist dabei immer in die Berechnung der zulassigen GFZ mit einzubeziehen.

7. ErschlieBung

Die ErschlieBung fur das Allgemeine Wohngebiet erfolgt Uber den Unteren Lohweg bzw.
die Musikheimstral3e.

Abgrabungen und Aufschittungen sind aufgrund der Ortsrandlage und der damit
einhergehenden  Ortsbildgestaltung unzuldssig. Eine Ausnahme bildet die
hochwassersichere Bauweise.
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8.

8.1

8.2

8.3

8.4

Ver- und Entsorgung
Entwasserung

Die Abwasserbeseitigung erfolgt im Mischsystem. Aktuell sind in der Musikheimstral3e
ein Mischwasserkanal sowie ein Regenwasserkanal verbaut. Darliber hinaus fihrt ein
separat verrohrter Graben auf 6ffentlichem Grund von Stidost nach Nordwest durch das
Planungsgebiet. Die geplanten Gebaude koénnen an die bestehenden Kanéle
angeschlossen werden. Der Anschluss erfolgt Gber die ndrdliche Grundstiicksgrenze
direkt an das bestehende Kanalnetz. Eine Entwasserung bzw. Errichtung eines
Trennsystems im Zuge der ErschlieBung ist fir die geplanten Parzellen unwirtschaftlich
und muss daher wie bereits beschrieben ausnahmsweise weiterhin im Mischsystem
erfolgen.

Trink-, Brauch- und Loschwasser

Die Versorgung mit Trink-, Brauch- und Loschwasser kann Uber einen Anschluss an die
Wasserversorgungsanlagen des Zweckverbandes Stauden Wasserversorgung in
ausreichendem Umfang sichergestellt werden.

Trinkwasserschutzgebiete werden nicht beruhrt.
Es liegen keine Grundwasserstandsbeobachtungen im Planungsgebiet vor.

Die Klaranlage kann die zusatzlichen Abwassermengen voraussichtlich ausreichend
reinigen. Die Abwasserentsorgung ist gesichert.

Elektrizitatsversorgung

Die Versorgung mit elektrischer Energie kann durch die Lechwerke AG (LEW)
sichergestellt werden.

Telekommunikation

Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen
Telekom.

Deren Bestand und Betrieb missen weiterhin gewahrleistet bleiben. Sollten diese
Anlagen von den Baumalinahmen berlhrt werden, missen diese gesichert, verandert
oder verlegt werden, wobei die Aufwendungen der Telekom hierbei so gering wie
moglich zu halten sind. Westlich der Hauptstralle ,Musiksteinstr.“, an welchem die
Hauser gebaut werden, ist das Gebiet kabelfrei. Es verlauft jedoch ein Kupferkabel an
der Musiksteinstrale (FI.-Nr. 489), das vom Plangebiet umschlossen wird. Falls im
Planungsbereich Verkehrswege, in denen sich Telekommunikationsanlagen der
Deutschen Telekom befinden, entwidmet werden, bittet die Telekom gesondert mit lhnen
in Verbindung zu treten. Sollten Lageplane der Telekommunikationsanlagen bendétigt
werden, kénnen diese unter Planauskunft. Sued@telekom.de angefordert werden:

Die Verlegung neuer Telekommunikationslinien zur Versorgung des Planbereichs mit
Telekommunikationsinfrastruktur im und auRerhalb des Plangebiets bleibt einer Priufung
vorbehalten. Damit eine koordinierte ErschlieRung des Gebietes erfolgen kann, ist die
Deutsche Telekom auf Informationen Uber den Ablauf aller MalRnahmen angewiesen.
Bitte setzen Sie sich deshalb so friilh wie moglich, jedoch mindestens 4 Monate vor
Baubeginn, in Verbindung mit:

Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Sud, PTI 23, Gablinger
Stralle 2, D-86368 Gersthofen
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8.5

8.6

Die Deutsche Telekom bittet diese Adresse auch fiir Anschreiben bezlglich Einladungen
zu Spartenterminen zu verwenden.

Altlasten

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind keine Grundstiicksflachen im Kataster
gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgefuhrt, fur die ein Verdacht
auf Altlasten oder schadliche Bodenveranderungen besteht.

Dem Wasserwirtschaftsamt liegen keine Informationen (ber weitere Altlasten,
schadliche Bodenveranderungen oder entsprechende Verdachtsflachen in diesem
Bereich vor. Dessen ungeachtet sind entsprechende erganzende Erkundigungen bei der
zustandigen Kreisverwaltungsbehorde unverzichtbar.

Auf den ,Mustererlass zur Berlcksichtigung von Flachen mit Bodenbelastungen,
insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren® der
ARGEBAU, der mit IMS vom 18.04.02, Az. 11B5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich
eingefiihrt wurde, wird verwiesen.

Auf der Bauflache befand sich bis zum Jahr 1958 ein Dorfweiher. Dem Bauherrn wird
empfohlen, vor Baubeginn die Tragfahigkeit des Untergrundes priifen zu lassen; ggf. ist
durch entsprechenden Bodenaustausch die nétige Tragfahigkeit herzustellen.

Mdllbeseitigung

Die Beseitigung und Verwertung von Abfallen ist mit dem zustandigen offentlich-
rechtlichen Entsorger abzustimmen.

Oberflachenwasser

Im Bereich des Geltungsbereiches und dessen naheren Umgebung befinden sich keine
Oberflachengewasser. Sidlich des Geltungsbereiches in ca. 1,75 km befindet sich die
Schmutter.

Im Hinblick auf die Hanglage des Geltungsbereiches wird dargelegt, dass wild
abflieRendes Wasser (Hangoberflachenwasser) durch die Bebauung in seinem Lauf
nicht so verandert werden darf, dass belastigende Nachteile fir tiefer oder héher
liegende  Grundsticke damit verbunden sind (§ 37 WHG). Etwaige
Gelandeveranderungen sind so vorzunehmen bzw. die Entwasserungseinrichtungen
sind so auszulegen, dass dieses Wasser schadlos abgefuhrt wird.
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10.

11.

Niederschlagswasser

Das ankommende Niederschlagswasser ist, wenn maoglich auf dem Grundstick zu
versickern, jedoch nicht auf den ,Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen® (Ortsrandeingrinung).
Sollte eine Versickerung des ankommenden Niederschlagswassers auf dem Grundstick
nicht moglich sein, ist eine direkte Einleitung in den Mischwasserkanal nicht zulassig. Es
ist auf dem Grundstlick zurlickzuhalten und muss gedrosselt in den Mischwasserkanal,
abgegeben werden. Die notwendigen Rickhalte- und Sickerflachen sind auch auf den
privaten Grundsticksflachen vorzusehen. Die einschlagigen technischen Regeln und
Richtlinien sind zu beachten.
Oberflachenwasser darf nicht auf 6ffentliche Flachen, vor allem Verkehrsflachen geleitet
werden.
Um einer  Abflussverscharfung entgegenzuwirken, sind entsprechende
Ruckhaltemalinahmen vorzusehen. Hierzu eignen sich vor allem

- Niederschlagswasserversickerung,

- Okologisch gestaltete Rickhalteteiche,

- Regenwasserzisterne mit Uberlauf.

Verschmutztes Niederschlagswasser ist aus Grinden des Gewasserschutzes zu
sammeln und schadlos durch Ableiten in die Misch- bzw. Schmutzwasserkanalisation zu
beseitigen (dies gilt auch fir Bereiche, die im Trennsystem entwassert werden).

Immissionsschutz

Nach § 1 Abs. 6 BauGB sind bei Aufstellung und Anderung von Bebauungspléanen
insbesondere die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse zu
bertcksichtigen.

Die Gemeinde Kutzenhausen hat deshalb die Ingenieurbliro Kottermair GmbH,
Altomunster, damit beauftragt, die Larmimmissionen im Geltungsbereich des
Bebauungsplans sachverstdndig zu untersuchen. Nach der schalltechnischen
Untersuchung der Ingenieurbliro Kottermair GmbH vom 11.10.2021, Auftrags-Nr.
7717.1/2021-RK, bestehen aus schalltechnischer Sicht keine Bedenken gegen die
Aufstellung des Bebauungsplans.

Nach der schalltechnischen Untersuchung der Ingenieurbiro Kottermair GmbH werden
im Geltungsbereich des Bebauungsplans-die Orientierungswerte der DIN 18005 und die
Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV fir ein allgemeines Wohngebiet eingehalten
bzw. teilweise Uberschritten. Die maRgeblichen Aufienlarmpegel nach DIN 4109-2:2018
sind in der nachfolgenden Abbildung dargestellt. Die AuRenlarmpegel im Norden der
Gebaudefassaden zeigen einen Wert von 60 dB(A) auf, an der Ostfassade befinden sich
die Werte zwischen 55-56 dB(A). An der Westseite der Gebaude liegen die Werte
zwischen 58-59 dB(A). An der sldlichen Fassadenseite sind die Aul3enlarmpegel bei
47-48 dB(A). Die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebiets im Geltungsbereich des
Bebauungsplans ist gleichwohl zuldssig, denn die Uberschreitungen durch den auf das
Plangebiet einwirkenden Verkehrslarm (Bundesbahnlinie Augsburg - Ulm) kdnnen nach
den Ergebnissen der schalltechnischen Untersuchung der Ingenieurbliro Kottermair
GmbH durch die in den Festsetzungsvorschlagen getroffenen baulichen- und passiven
Schallschutzmaflinahmen ausgeglichen werden; diese SchallschutzmalRnahmen werden
im Bebauungsplan auch festgesetzt.
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Abbildung 4: Mafgebliche AuRRenlarmpegel nach DIN 4109-2:2018 (Ingenieurbiiro Kottermair GmbH), ohne
Mafstab, im Original 1:750

Landwirtschaft

Durch die unmittelbare Nachbarschaft zu landwirtschaftlichen Flachen sind im
Planungsgebiet zeitweise Larm-, Geruchs- und Staubeinwirkungen, welche aus
ordnungsgemaler Bewirtschaftung resultieren, nicht ausgeschlossen.
Zudem ist mit sonstigen Larmbeeintrachtigungen, z. B. wahrend der Erntezeit (Mais-,
Silage- und Getreideernte, ev. Zuckerribenernte) auch nach 22.00 Uhr zu rechnen.
Diese sind dauerhaft zu dulden und entschadigungslos hinzunehmen.

Weitere Emissionen

Blrgerhaus und Musikerheim:

Die Harmoniemusik Maingrundel hat die gesetzlich vorgeschriebenen Immissionswerte
bereits gegeniber der deutlich naherliegenden Nachbarbebauung einzuhalten. Damit
sind sie im Baugebiet ohnehin eingehalten. Dies wurde auch vom Blro Kottermair
bestatigt. Dartber hinaus wird die DIN 18005 eingehalten sofern Orchesterproben und
Instrumentalproben bzw. -unterricht zur Tageszeit nur bei geschlossenen Fenstern
stattfinden und eine weitere Nutzung des Musikerheims unter denselben Annahmen wie
die Abendnutzung des Blrgerhauses nach 22.00 Uhr nicht mehr stattfinden.

Die Gemeinde bestatigt, dass die Nutzung des Musikerheims jeweils Do und Fr. von
19.15 Uhr bis max. 22.00 Uhr stattfindet.

Der Schiel3stand des Burgerhauses liegt im Keller und ist damit schalltechnisch nicht
mafgeblich. Abfahrten nachts, sind in der schalltechnischen Untersuchung berechnet.
Aufgrund der Lage der Stellplatze und Planung zueinander sind keine Konflikte zu
erwarten. Der geringe Gaststattenbetrieb (Sonntag von 10.30 Uhr bis 11.30 Uhr) ist
ebenfalls schalltechnisch nicht relevant.
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Eigentiimer kdénnen sich aber auch privatrechtlich zur Duldung hdherer Immissionen
verpflichten. Der Gemeinde wird daher empfohlen, beim Verkauf der Grundsticke in den
Kaufvertrag eine Verpflichtung zur Duldung aller vom Vereinsheim und vom Musikheim
ausgehenden Immissionen mit aufzunehmen.

Mit weiteren Emissionen aus gewerblichen Quellen oder aus dem Stralenverkehr ist
nicht zu rechnen.

12. Flachen fir MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft

Am westlichen Geltungsgebietsrand wird eine 5,00 m breite Flache als
Ortsrandeingriinung festgeschrieben. Diese ist mit einer dichten dreireihigen Baum-
Strauchpflanzung zu Uberstellen und dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.

Geholze die groRer als 2,00 m Wuchshéhe sind ist ein Abstand von 4,00 m zur
landwirtschaftlichen Nutzflache einzuhalten.

Aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans nach § 13b BauGB gemaR § 215ai. V.
m. 13a Abs. 2 S. 1 Nr. 4 BauGB ist kein naturschutzfachlicher Ausgleich erforderlich. Es
wurde eine umweltbezogene Vorprifung des Einzelfalls durchgefthrt von Steinbacher-
Consult in der Fassung vom 12.09.2024 durchgeflihrt. Die Uberschlagige
umweltbezogene Vorprufung des Einzelfalls kommt zur Einschatzung, dass der
Bebauungsplan Nr. 30 ,An der Loh* \voraussichtlich keine erheblichen
Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der weiteren Abwagung
zu bertcksichtigen sind. Das Plangebiet liegt unmittelbar angrenzend an die bereits
vorhandene Wohnbebauung am Ortsrand von Maingrindel und wird aktuell als
Grinflache im Siedlungsbereich genutzt. Wesentliche negative Auswirkungen auf die
einzelnen Schutzguter im Sinne von § Abs. 6 Nr. 7 BauGB werden aufgrund
0.g. Bestandssituation und Lage ebenfalls nicht erwartet. Zudem bestehen auch keine
Anhaltspunkte daflir, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung
der Auswirkungen von schweren Unfallen nach § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. Insgesamt fihrt das geplante Vorhaben
sehr wahrscheinlich nicht zu erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, die nach
§ 2 Absatz Satz 4 BauGB in der weiteren Abwagung zu bericksichtigen sind. Da alle
Voraussetzungen erfilllt sind, kann der Bebauungsplan gemaf § 215a Abs. 1 BauGB im
beschleunigten Verfahren in entsprechender Anwendung des § 13a BauGB
abgeschlossen werden.

Des Weiteren wurde die Checkliste zur Vereinfachten Vorgehensweise in der
Eingriffsregelung angewandt. Da alle Fragen mit ,ja“ beantwortet werden kénnen besteht
kein weiterer Ausgleichsbedarf (siehe nachfolgende ,Checkliste®).
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Checkliste zur Vereinfachten Vorgehensweise in der Eingriffsregelung

1]

a1

1.1

1.2

12

Flanungsvoraussezungen

Bebauungaplan mit integriertem Grinordnungaplan
Der Bebauungsplan wird mit integriertem Grunordnungsplan aufgeatelit.
(differenzierte Bearbeitung des Grinordnungesplans nach Art. 4 Abe. 2. u. 3. BayNatachG)

Vorhabenstyp

Groke des Geltungabereichs
Der Geltungsbereich dez Bebauungsplans wird nicht gréer alz 2 ha sein.

Art der baulichen Nutzung
Ez handelt zich beim Vorhaben um ein reinez Wohngebiet (nach § 3 BauNVO) oder
ein aligemeines Wohngebiet (nach § 4 BauNVO).

Art dez Vorhabensz: WA

Mat der baulichen Nutzung
Die festgesetzte oder berechnete GRZ wird nicht gréBer alz 0,3 sein.

2. Schuzgut Arten und Lebenaraume

2.1 Im Baugebiet iegen nur Flachen, die eine geringe Bedeutung fir Natur und Landschaft haben;

2.2

Flachen hiherer Bedeutung wie
Flachen nach den Lizten 1b und 1¢ (siehe Anlage 1),
Schutzgebiete im Sinne der § 20 Abs. 2 BNatSchG oder Natura 2000-Gebiete

Gesetzlich geschitzte Biotope bow. Lebenzstitten oder Waldflachen werden nicht betroffen.

Im Bebauungsplan sind geeignete Malinahmen zur Durchgriinung und zur Lebensraum-
verbesserung (vgl. .B. Anlage 2) vorgesehen.
Art der MaBnahmen: Immumm immm]

3. Schutzgut Boden und Flache

Die Flacheninanspruchnahme sowie der Verziegelungsgrad werden durch geeignete Mal-
nahmen (vgl z.B. Anlage 2, incbesondere durch eine flachenzparende Siedlungsform) im
Bebauungsplan begrenzt.

Art der Mafinahmen 2einge GRZ Versiegelngebeschrinkung fir Stellplitze u. Zufahnen

4. Schutzgut Waszer

a1

42

43

Ez liegt ein ausreichender Flurabstand zum Grundwasser vor.
Erlauterung: Die Baukdrper werden nicht ins Grundwazser eindringen.

Quellen und Cuelfluren, wasserfuhrende Schichten (Hangachichtwasser) und
regelmalig uberschwemmte Bereiche (Auenschutz) bleiben unberihrt.

Imn Baugebiet sind geeignete MaBnahmen zum Schutz des Wassers vorgesehen.
Erauterung: Eine mdglichat flachige Vergickerung, z. B. durch begrinte Flachen oder
Verzickerungaemulden, wird gewahrigistet; private Verkehroflachen und Steliplatze erhakten
wasserdurchlassige Belage.

Art der Mafnahmen Wassérdurchlissige Belige. Versickerung flichig auf Grundstlick

Entwurf

ja nein

ja nein

i nein
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5. Schutzgut Luft/Klima ja nein

Bei der Planung des Baugebietzs wurde auf Frizchluftzchneizen und zugehdrige
Kahlufrentetehungegebiete geachtet.

Erlauterung: Durch die Bebauung wird weder eine Frizchluftachneize noch ein zugehoriges X
Kahlufrentetehungegebiet malgeblich beeintrachtigt.

6. Schutzgut Landechaftebild ja nein
6.1 Daz Baugebiet grenzt an die bestehende Bebauung an. >

6.2 Die Planung beriickzichtigt exponierte und fur das Landachaftebild oder
die naturgebundene Erholung bedeutsame Bereiche.
Erlauterung: Dasz Baugebiet beeintrachtigt weder exponierte, weithin sichtbare Héhenriicken/ b 4
Hanglagen noch kulturhistorizche bzw. landschaftepragende Elemente (2.B. Kuppe mit Kapelle
0.a.), maBgebliche Erholungeraume werden beriickzichtigt

6.3 Einbindung in die Landschaft:
Fir die landechaftetypische Einbindung sind geeignete MaBnahmen wvorgesehen

l. z.B. Anlage 2).
vgl. 2 e 2) 5 m breite Ortsrandeingrinung aus Biumen und Strauchem
Art der MalBnahmen

Sind alle
Fragen mit _ja*
beantwortet,
besteht kein
weiterer Aus-
gleichsbedarf!

13. Flachen

Geltungsbereich 2741 m? 100 %
Bauflachen 1.477 m? 54 %
Private Grunflache (Ortsrandeingriinung) 114 m? 4%
offentliche Verkehrsflachen 850 m? 31 %
offentliche Griinflachen 300 m? 1 %

14. Einwohner

Bei 2 Grundstiicken ist mit dem Neubau von ca. 2 Wohneinheiten flir ca. 7 Einwohner
im Gebiet zu rechnen.
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G) ANLAGEN

- Schalltechnische Untersuchung zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 30 mit
der Bezeichnung ,An der Loh“ im Ortsteil Maingrindel der Gemeinde
Kutzenhausen, Landkreis Augsburg, Ingenieurbiro Kottermair GmbH,
AltomUnster vom 11.10.2021

- Steinbacher-Consult Ingenieurgesellschaft mbH & Co. KG, Umweltbezogene
Vorprifung des Einzelfalls gemaf § 13a Absatz 1 Nr. 2 BauGB, 12.09.2024
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	Für untergeordnete Bauteile dieser Dächer (z. B. Gauben, Zwerchgiebel) sind andere Dachformen zulässig. Untergeordnet sind diese Bauteile dann, wenn sie nicht mehr als 50 % der Hausbreite, gemessen jeweils an den Außenkanten der sich gegenüberliegende...
	Für Garagen und Carports sind neben den für Hauptgebäude festgesetzten Dachformen zusätzlich Flachdächer (bis max. 5  Dachneigung) zulässig.
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	An Außenwänden sind schwarze und dunkelbraune sowie grelle und leuchtende Farben (wie z. B. RAL-Farben 1016, 1026, 2005, 2007, 3024, und 3026, 4000, 6032, 6037, 6038) unzulässig.
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	Andreas Weißenbrunner, 1. Bürgermeister (Siegel)


	E) TEXTLICHE Hinweise
	1. Niederschlagswasser
	1.1 Unverschmutztes Niederschlagswasser
	Dieses soll entweder aufgefangen und zur Gartenbewässerung gespeichert und verwendet oder falls möglich dem Untergrund z. B. über Versickerungsflächen zugeführt werden. Regenrückhalteanlagen etc. müssen auf den Grundstücken selbst erstellt werden.
	Die Versickerung von unverschmutztem gesammeltem Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen Flächen ist erlaubnisfrei, wenn die Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) sowie die Technischen Regeln zum schadlosen E...
	Sofern die Versickerung nicht die Anforderungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung NWFreiV erfüllen, sind die für die Versickerung des Niederschlagswassers beim Landratsamt Augsburg prüffähige Planunterlagen nach der Verordnung über Pläne ...
	1.2 Verschmutztes Niederschlagswasser
	Aus Gründen des Gewässerschutzes ist verschmutztes Niederschlagswasser zu sammeln und schadlos durch Ableiten in die Misch- bzw. Schmutzwasserkanalisation zu beseitigen (dies gilt auch für Bereiche, die im Trennsystem entwässert werden).
	1.3 Oberflächenwasser und wild abfließendes Wasser
	Infolge der vorhandenen Geländeneigung kann bei Starkniederschlägen wild abfließendes Wasser zu Beeinträchtigungen führen. Die Entwässerungseinrichtungen sind so auszulegen, dass wild abfließendes Wasser schadlos abgeführt werden kann.
	Durch bauliche Maßnahmen und eine hochwasserangepasste Bauweise und Nutzung können Schäden am Bauvorhaben durch Überflutungen begrenzt oder gar vermieden werden (Hinweis: Hochwasserfibel des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung). E...
	Es wird empfohlen, die Keller wasserdicht (rissbreitenbeschränkende Betonbauweise) auszubilden und die Gebäude gegen den Auftrieb zu sichern (weiße Wanne).
	Öffnungen in den Gebäuden sind so zu gestalten, dass wild abfließendes Wasser nicht eindringen kann.
	Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.

	2. Grundwasser
	3. Wasserversorgung
	Sämtliche Neubauten sind an die zentrale Wasserversorgungsanlage anzuschließen. Die hierzu erforderliche Wasserverteilung ist so auszuführen, dass ausreichende Betriebsdrücke und auch die Bereitstellung von Löschwasser im Brandfall über die öffentlich...

	4. Hausanschlüsse
	Bei der Erstellung der Hausanschlüsse an die öffentliche Kanalisation sind, insbesondere zur Verhinderung von Rückstauereignissen, die entsprechenden DIN-Normen zu Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke zu beachten.
	Auf das DWA Arbeitsblatt A 100 „Leitlinien der integralen Siedlungsentwässerung“ (ISiE) wird hingewiesen.

	5. Brandschutz
	Der Löschwasserbedarf ist über die zentrale Wasserversorgung sicherzustellen. Nach den technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblatt W 405 ist in Wohngebieten eine Bereitstellung von mindestens 800 l/min über zwei Stunden erforderlich.
	Das Hydrantennetz ist nach den technischen Regeln des DVGW Arbeitsblatt W 331 auszubauen. Hydranten sind im Abstand von ca. 100 m zu situieren.
	Die Hinweise der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr sind zu beachten.
	Für Gebäude, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrsfläche entfernt sind, müssen Zufahrtswege für die Feuerwehr nach der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken angelegt werden.
	Die Mindestabstände zwischen Bauten und Starkstromleitungen müssen den Vorschriften des Verbandes Deutscher Elektrotechniker VDE 0132 und 0210 entsprechen. Zur Durchführung eines sicheren Löschangriffs muss der Abstand zwischen dem möglichen Standplat...

	6. Immissionsschutz
	Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten DIN-Normen und weiteren Regelwerke werden zusammen mit diesem Bebauungsplan während der üblichen Öffnungszeiten in der Bauverwaltung der Gemeinde Kutzenhausen, zu jedermanns Einsicht bereitgehalte...
	6.1 Landwirtschaft
	Durch die unmittelbare Nachbarschaft zu landwirtschaftlich genutzten Flächen sind im Planungsgebiet zeitweise Lärm-, Geruchs- und Staubeinwirkungen, welche aus ordnungsgemäßer Bewirtschaftung resultieren, nicht ausgeschlossen. Alle vorher genannten Im...
	Zudem ist mit sonstigen Lärmbeeinträchtigungen, z. B. während der Erntezeit (Mais-, Silage- und Getreideernte, ev. Zuckerrübenernte) auch nach 22.00 Uhr zu rechnen.
	6.2 Einsatz von stationär betriebenen haustechnischen Anlagen
	Bei der Aufstellung und dem Betrieb von Klimageräten, Kühlgeräten, Lüftungsgeräten, Luft-Wärme-Pumpen und Mini-Blockheizkraftwerken ist der von der Bund/ Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz erstellte LAI Leitfaden für die Verbesserung des ...
	Falls Luftwärmepumpen errichtet werden, sind nur solche zulässig, die folgenden Anforderungen erfüllen:
	Bei Dimensionierung und Ausführung von Schalldämmkulissen und Schalldämpfern ist grundsätzlich sicherzustellen, dass die Geräusche nach Schalldämpfer keine Tonhaltigkeit aufweisen und insbesondere auch im tieffrequenten Bereich unter 90 Hz ausreichend...

	7. Wärmepumpen-Systeme
	Ob der Baugrund bzw. das Grundwasser im Baugebiet für einen Einsatz von Grundwasser-Wärmepumpen geeignet ist, ist im Einzelfall zu prüfen. Die fachliche Begutachtung für Anlagen bis zu einer Leistung von 50 kJ/s wird hier von Privaten Sachverständigen...
	https://www.lfu.bayern.de/wasser/sachverstaendige_wasserrecht/psw/index.htm
	Anhand der Übersichtskarte im Energie-Atlas Bayern kann der Bau einer Erdwärmesondeanlage nach hydrogeologischen und geologischen Bedingungen geprüft werden:
	https://www.energieatlas.bayern.de
	Alternativ können u. U. Erdwärmekollektoren-, Erdwärmekörbe- oder Luftwärmepumpen-Systeme realisiert werden.

	8. Altlasten und vorsorgender Bodenschutz
	8.1 Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt Augsburg (Bodenschutzrecht) zu benachrichtigen (Mittei...
	Es kann auch nicht ausgeschlossen werden, dass Böden mit von Natur aus erhöhten Schadstoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) vorliegen, welche zu zusätzlichen Kosten bei der Verwertung/ Entsorgung führen können. Es wird daher empfohlen, vorsorglich B...
	Es soll sichergestellt werden, dass anfallendes geogen belastetes Bodenmaterial nicht auf anders- oder unbelastete Böden verlagert oder wiederaufgebracht wird und dort die Bodenfunktionen nachteilig verändert. Durch das Verschlechterungsverbot ist nac...
	Um insbesondere Schwierigkeiten bei der späteren Entsorgung von Bodenaushub zu vermeiden, sollten die Bauherren eine Überprüfung durch ein Fachbüro durchführen lassen.
	8.2 Mutterboden ist nach § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden (Oberboden) oder geeigneter Unterboden sind möglichst nach den Vorgaben des § 12 BBodSchV zu verwerten. Es...
	Der belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden sind zu schonen, getrennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen und möglichst wieder seiner Nutzung zuzuführen.
	8.3 Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben der DIN 18915 und DIN 19731 zu berücksichtigen.
	Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden- und Witterungsverhältnissen möglichst zu vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entsprechend DIN 18915 zu treffen.
	Nach den Normen DIN 18915 Kapitel 7.4 und DIN 19731 ist vor Beginn der baulichen Arbeiten auf der überbaubaren Grundstücksfläche der Oberboden abzutragen, getrennt zu lagern und nach Abschluss der Baumaßnahme wieder einzubauen. Es darf nicht durch Bau...
	8.4 Das Wasserwirtschaftsamt Augsburg ist frühzeitig in die weiteren Erkundungsschritte einzubeziehen. Bau- und Gestaltungsmaßnahmen dürfen im Planungsgebiet nur dann begonnen werden, wenn dadurch die Erkundungsmaßnahmen nicht beeinträchtigt werden un...

	9. Denkmalschutz
	9.1 Art. 8 Abs. 1 DSchG:
	Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer...
	9.2 Art. 8 Abs. 2 DSchG:
	Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.


	F) Begründung
	1. Anlass der Planung
	2. Übergeordnete Planungsebenen und Fachplanungen
	Abbildung 1: Ausschnitt aus Raumstrukturkarte 1 Regionalplan Augsburg (o. Maßstab)
	Abbildung 2 Ausschnitt aktueller Flächennutzungsplan (rechtskräftig 12.08.1991)

	3. Lage und Beschaffenheit des Gebietes
	Abbildung 3 Lage des Plangebietes

	4. Städtebauliche Ziele
	5. Art der baulichen Nutzung
	6. Maß der baulichen Nutzung
	7. Erschließung
	8. Ver- und Entsorgung
	8.1 Entwässerung
	Die Abwasserbeseitigung erfolgt im Mischsystem. Aktuell sind in der Musikheimstraße ein Mischwasserkanal sowie ein Regenwasserkanal verbaut. Darüber hinaus führt ein separat verrohrter Graben auf öffentlichem Grund von Südost nach Nordwest durch das P...
	8.2 Trink-, Brauch- und Löschwasser
	Die Versorgung mit Trink-, Brauch- und Löschwasser kann über einen Anschluss an die Wasserversorgungsanlagen des Zweckverbandes Stauden Wasserversorgung in ausreichendem Umfang sichergestellt werden.
	Trinkwasserschutzgebiete werden nicht berührt.
	Es liegen keine Grundwasserstandsbeobachtungen im Planungsgebiet vor.
	Die Kläranlage kann die zusätzlichen Abwassermengen voraussichtlich ausreichend reinigen. Die Abwasserentsorgung ist gesichert.
	8.3 Elektrizitätsversorgung
	Die Versorgung mit elektrischer Energie kann durch die Lechwerke AG (LEW) sichergestellt werden.
	8.4 Telekommunikation
	Im Planungsbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Deutschen Telekom.
	Deren Bestand und Betrieb müssen weiterhin gewährleistet bleiben. Sollten diese Anlagen von den Baumaßnahmen berührt werden, müssen diese gesichert, verändert oder verlegt werden, wobei die Aufwendungen der Telekom hierbei so gering wie möglich zu hal...
	Die Verlegung neuer Telekommunikationslinien zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur im und außerhalb des Plangebiets bleibt einer Prüfung vorbehalten. Damit eine koordinierte Erschließung des Gebietes erfolgen kann, ist di...
	Deutsche Telekom Technik GmbH, Technik Niederlassung Süd, PTI 23, Gablinger Straße 2, D-86368 Gersthofen
	Die Deutsche Telekom bittet diese Adresse auch für Anschreiben bezüglich Einladungen zu Spartenterminen zu verwenden.
	8.5 Altlasten
	Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind keine Grundstücksflächen im Kataster gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgeführt, für die ein Verdacht auf Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht.
	Dem Wasserwirtschaftsamt liegen keine Informationen über weitere Altlasten, schädliche Bodenveränderungen oder entsprechende Verdachtsflächen in diesem Bereich vor. Dessen ungeachtet sind entsprechende ergänzende Erkundigungen bei der zuständigen Krei...
	Auf den „Mustererlass zur Berücksichtigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahren“ der ARGEBAU, der mit IMS vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich eingefü...
	Auf der Baufläche befand sich bis zum Jahr 1958 ein Dorfweiher. Dem Bauherrn wird empfohlen, vor Baubeginn die Tragfähigkeit des Untergrundes prüfen zu lassen; ggf. ist durch entsprechenden Bodenaustausch die nötige Tragfähigkeit herzustellen.
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